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Politischer Wendepunkt im Zeichen des Völkerfrieden 
Von Dr. H. G. van Dam, Generalsekretär des Zentralstes der Juden in Deutschland 

DK D ü s s e l d o r f .  - Der Botschafteraustausch 
z w i s c h e n  der Bundesrepublik und Israel bedeutet 
z w e i f e l l o s  ainen wichtigen Wendepunkt in den Be­
z i e h u n g e n  zwischen den Regierungen in Bonn und 
J e r u s a l e m ,  aber auch zwischen dem deutschen und 
dem israelischen Volk. Sicherlich ist er ein Beitrag 
zum Abbau von Ressentiments, die in der interna­
t iona len  öffentlichen Meinung, nicht zuletzt der jü­
d i s c h e n  Bevölkerung Nordamerikas gegen die Deut­
schen bestehen und sich aus verschiedenen Gründen 
vertieft  h a t t e n .  

Man spricht vielfach von der diplomatischen An­
e rkennung  Israels durch die Bundesrepublik. Iii 
W i r k l i c h k e i t  ist diese Anerkennung bereits vor drei­
zehn J a h r e n  vollzogen worden, als das Luxembur­
ger Wiedergutmachungsabkommen vom 10. Septem­
ber 1952 zustandekam, das die Unterschriften des 
B u n d e s k a n z l e r s  D r .  Konrad Adenauer und des israe­
lischen Aussenministers Moshe Sharett trägt. Es 
war d e r  e r s t e  Staatsvertrag, den die Bundesrepublik 
überhaupt  seit ihrem Bestellen abgeschlossen hatte, 
nenn m a n  von den Uberleitungsabkommen mit den 
Besatziuwismachten absieht, welche die Souveräni-

KOMMENTAR 
Dpr liechtensteinische 1, Mai 

Trüditionsgemäss findet heute abend im 
Schaanor Ratlmussaal die Maifeier des Liech­
tensteinischen Arbeiterverbandes statt, un­
ter  Mitwirkung der  Harmoniemusik und des 
J o d e l c l u b s  «Edelweiss». Als Redner des 
A b e n d s  fungiert ein christlicher Gewerk­
scha f t e r  aus dem Saarland, Nach dem Ge­
sang d e r  Landeshymne spielt eine Musik­
k a p e l l e  zum Tanz auf. Arbeitgeber und Ar-
beinehmer, die meist einträchtig am gleichen 
Tische  sitzen, über die Ferien, das Wetter 
u n d  d e n  guten Wein sprechen, gehen wieder 
nach Hause. Man wendet sich wieder den 
täglichen Sorgen zu und klassenkämpferi­
sche Parolen, sofern sie überhaupt gefallen 
sind, verlieren sich in der Niedlichkeit der 
E in t r ach t ,  die vorherrschend das Bild be­
st immte .  — Jedem echten Arbeiterkämpfer 
des  Auslandes, auch wenn er nur  einen mi­
nimalen Schuss von sozialistischem Blut in 
sich hat, würden Tränen des Mitleides kom­
men, wenn er uns hier so sehen könnte. 
Wo s i n d  die Barrikaden, wo die Demonstra­
t i onen ,  wie sie in einem so dicht industriali­
s ier tem Land, wie das unsere, fast unver­
meidlich scheinen? — Die Arbeiterschaft, die  
im Ausland gewissermassen d e n  Sauerteig 
der Gesellschaft darstellt und von  allen poli­
t i schen  Richtungen zum bevorzugten Mittel 
im politischen Machtstreben gehört, stellt 

u n s  eine tragende Säule im Staatswesen 
dar. Obwohl auch in  Liechtenstein immer 
wieder versucht wird, den Arbeiter zum 
Stimmvieh zu degradieren "und ihn bewusst 
ßiner gewissen Klasse zuzuteilen, mit der 
®an Stimmung und Stimmen macht, war e s  
die liechtensteinische Arbeiterschaft selbst, 
diß sich dieser Rolle von Anfang a n  weit­
gehend entledigt hat. Durch Vernunft, Bo­
denständigkeit und Verantwortungsbewusst-
sein gegenüber dem eigenen Land, hat sich 
der liechtensteinische Arbeiter selbst zum 
Sleichwertigen Partner gemacht. Was im 
Ausland teilweise noch heute mit Klassen­
kampf und Strassenrauferei vergeblich an­
gestrebt wird, hat  de r  liechtensteinische Ar­
bei ter  durch seine gesunde Einstellung zum 
eben und. zur Wirtschaft längst erreicht. Er 

ffehört zum Mittelstand und wird respektiert, 
a ' s  Nachbar, als Freund, als Mensch. — 
Wenn in vielen Städten de r  Welt  heute De-
^onstrationszüge und klassenkämpferische 
Gr°sskundgebungen durchgeführt werden, 
sitzen wir mit unserer Arbeiterschaft am 
Reichen Tisch im Schaaner Rathaussaal. Es 

errscht sozialer Friede, ein Friede, der zum 
®"ergrössten Teil das Verdienst unserer Ar­
mier ist. Wollen wir uns alle dankbar dar-

a n  erinnern, heute am 1. Mai 1965.. (wbw) 

tat  der Bundesrepublik begründet haben. Das Wie-
dergutmachungsfflbkommen erwies sich als ein po­
litischer Faktor von grosser Wirksamkeit, de r  für 
die Verhandlungen von Bundeskanzler Dr. Aden-
aber und auch von Bundesaussenminister Dr. von 
Brentano von grundlegender Bedeutung war. Der 
verstorbene ehemalige Bundesaussenminister hat  die  
Wiedergutmachung in verschiedenen Reden als Eck­
pfeiler der  deutschen Aussenpolitik bezeichnet. Is­
rael brachte das Abkommen drei Milliarden DM zu­
züglich 450 Millionen DM zur Erfüllung der  Auf­
gaben verschiedener jüdischer Organisationen. Din 
individuelle Entschädigung, die allen Opfern des 
«Dritten Reiches», also nicht nu r  den jüdischen, zu­
kommt, beruht auf den Grundsätzen der  Rechtsord­
nung und den Gesetzen, die zwar in dem Wiedev-
gutmachungsabkommen angekündigt sind, aber auf 
alle Fälle hätten erlassen werden müssen. Die Zu­
sage einer kollektiven Leistung an den Staat Israel, 
der zur Zeit der Verfolgung noch nicht gegründet 
war, stellt, weit mehr als die Anerkennung eines 
neuen Staates, einen politischen Akt von geschicht­
licher Tragweite dar. 

Das Luxemburger Wiedergutmachungsabkommen 
sah die Errichtung einer Vertretung des Staatesils-
rael in Köln, die israelische Einkaufsmission, vor, 
Eine derartige Mission war  erforderlich, weil die 
Leistungen auf Wunsch der  Bundesregierung nicht 
in bar, sondern in Waren erfolgen .sollten, Die Is 
rael-Mission in Köln ist  daher als Vorläufer einer 
israelischen Botschaft anzusehen. Aus diesem Grund 
wird de r  Botschafter-Austausch von den Juden in 
Deutschland auch als neuer Anfang — und ni,cht 
als Anfang allein — bezeichnet. 

Das Ausbleiben des formellen Diplomaten-Aus-
tauschs wurde allmählich zu einem negativen Fak­
tor, der das deutsch-israelische Verhältnis immer 
stärker belastete, Für Israel, dem seine Existenzbe­
rechtigung durch den arabischen Nationalismus ab­
gestritten wird, ist es wesentlich, mit allen zivili­
sierten Nationen eine gute, mindestens aber eine for­
melle Beziehung Z'U haben. Das Zörgern der Bundes­
republik musste auf die Kräfte in Israel, die eine 
positive Haltung zur Bundesrepublik haben, als Dis­
kriminierung, wenn nicht gar  als Schock, wirken. 

Die Bundesregierung sah sich ihrerseits einem 
Druck der arabischen Staaten ausgesetzt, deren Be­
deutung seit 1952 sowohl weltpolitisch wie  in der 
Beziehung zur Bundesrepublik stark gewachsen war. 
Man suchte daher nach Möglichkeiten, die Einlei­
tung formeller diplomatischer Beziehungen immer 
mehr hinauszuschieben. Dadurch kam es  zu einer 
Politik der Surrogate, zu der  man das Waffenliefe-
rungs-Abkommen rechnen mag. 

Die Verweigerung der  diplomatischen Beziehun­
gen, zu der  dann noch andere Faktoren, wie die 
deutschen Raketensachverständigen in  Ägypten, ka­
men, hatte auch innerpolitische Auswirkungen, nicht 
zuletzt auf die jüdische Gemeinschaft in Deutsch­
land. Die jüdischen Gemeinden in der Bundesrepu­
blik hatten sich gegen starke Widerstände neu ge­
bildet. Das Programm der Nat/ionasoziialisten, 

Deutschland «judenrein» zu machen, ging nicht in 
Erfüllung. Die Existenz dieser jüdischen Gemein­
schaft im Nachkriegsdeutsohland ist ein geschicht­
licher Faktor, dessen Bedeutung nicht linterschätzt 
werden sollte. Der ehemalige amerikanische Hohe 
Kommissar, John McCloy, erklärte 1949 sogar, dass 
er in dorn Verhalten des deutschen Volkes zu sei­
nen jüdischen Mitbürgern einen «test case», eine 
Bewährungsprobe der Demokratie sehe. 

Diese jüdische Gemeinschaft, die auf eine grosse 
Tradition zurückschauen kann, wie 19G3/64 die Köl­
ner Ausstellung «2000 Jahre Juden am Rhein» zeigte, 
hai trotz ihrer verhältnismässig geringen Mitglieder­
zahl wieder Beiträge für das öffentliche Leben der 
Bundesrepublik geleistet. Der Vizepräsident des Bun­
desverfassungsgerichts in Karlsruhe war der  Sohn 
eines jüdischen Kantors, es gab und gibt verschie­
dene Universitätsprofessoren — darunter einen or­
dentlichen Professor der Philosophie mit Weltruf —, 
der Prüsidnei der deutschen Gewerkschaftsbewe­
gung ist jüdischer Herkunft. Es magi in diesem Zu­
sammenhang erwähnt werden, dass aus dem Kreils 
•des Zenlralrats der Juden in Deutschland bereits 
1050, also zwei Jahre vor den Haager Verhand­
lungen, ein Memorandum entstand, das einen direk­
t e n  Kontakt, zwischen Israel und der  Regierung 
der Bundesrepublik anregte und kollektive Wieder­
gutmachung vorschlug. Ein völliges Zurückweichen 
vor dem arabischen Nationalismus, noch dazu in 
Verbindung mit der Tätigkeit deutscher Sachver­
ständiger in Ägypten, wurde in weilen Kreisen der 
jüdischen Gemeinschaft in  Deutschland! als Aufgabe 
d.er Souveränität und eine der jüdischen Gruppe ge­
genüber indifferente, wenn nicht gar feindliche Hal­
tung aufgefasst. Man hatte vielfach das Gefühl, dass 
vieles, wenn nicht alles, was zum Aufbau mensch­
licher Beziehungen seit 1945 geschehen war, ohne 
Wirkung geblieben war. In dieser Situation kam die 
Entscheidung, Bundeskanzlers Erhards, auf eine Ein­
leitung der diplomatischen Beziehungen hinzuwir­
ken, wie eine Befreiung, mindestens aber wie eine 
Erleichterung. 

Das Wiodergutmachungsabkommen war in der 
Wirkung nicht einseitig, Das gilt erst recht für die 
diplomatischen Beziehungen. Israel muss an allen 
diplomatischen Fronten üussersle Wachsamkeit zei­
gen und kämpft nicht um taktische Erfolge, sondern 
um die Erhaltung seiner Existenz, Es ist offensicht­
lich, welche Gefahren und Schwierigkeiten die Bun­
desrepublik ausgesetzt ist. Ihr Bestehen als demo­
kratischer Rechtsstaat und ihre wirtschaftliche Slabi-
litäv sind von grosser Bedeutung für die gesamte 
westliche Welt. In der gegenwärtigen Weltsituation 
ist es  kein Opportuniismus und kein Sentimentalis­
mus, sondern gebieterischer Zwang der Logik, den 
ernhaften Versuch zu machen, zu einer positiven 
Israel-Politik der Bundesrepublik und zu einer posi­
tiven Deutschland-Politik Israels zu gelangen. Di­
plomatische Beziehungen, denen wirklicher Inhalt 
gegeben wird, bedeuten die Grundlage, aber auch 
das Instrumentarium einer solchen Politik, die nie­
mand bedroht, aber dem Völkerfrieden dient. 

Maifeier des 
Liechtensteinischen 
Arbeiterverbandes 

heute abend um 20.15 Uhr i m  
Rathaussaal Schaan 

Eröffnungsmarsch der Harmo­
niemusik Schaan, Begrüssungs-
ansprache von Verbandspräsi­
dent Johann Beck 
Vorträge der Harmoniepausik 
und des Jodelclubs «Edelweiss» 
Schaan 
Referat von Herrn Engelbert 
W ilden, Landesgeschäftsführer 
des CMV, Saar 
Musikalische Vorträge der teil­
nehmenden Vereine, Schluss­
wort von Ludwig Nipp, Vize­
vorstand der Sektion Schaan 
Landeshymne 

Redaktionelle Mitteilung 
Mit dem heutigen Tage  scheidet Herr Edwin 

N u 11, verantwortlicher Redaktor des «Liech­
tensteiner Volksblatt» seit 1956, als zeichnender 
Schriftleiter unseres Blattes aus. Herr Nutt  wird 
indessen weiterhin zum Kreis der engsten Mit­
arbeiter unserer Zeitung gehören. Der Verwal-
tungsrat des «Pressevereins Liechtensteiner 
Volksblatt» hat den Rücktritt v o n  Herrn Edwin 
Nutt, der aus beruflichen Gründen und auf 
eigenes Ansuchen des scheidenden Redaktors 
ei folgte, zur Kenntnis genommen. Der Präsident 
des Verwaltungsrates hat in seiner letzten Sit­
zung die Verdienste von  Herrn Edwin Nutt um 
die Belange des «Liechtensteiner Volksblatt» 
besonders gewürdigt und seiner Genugtuung 
darüber Ausdruck gegeben,  dass  Herr Nut t  
dem «Liechtensteiner Volksblatt» auch weiter­
hin als Mitarbeiter zur Verfügung stehen wird. 

^ o r  1 0 0  3a t ) ren  
Aus der «Liechtensteinischen Landeszeitung» 

Der erste Presseprozess in Liechtenstein 
30. April 1865 

Die Nr. 4 de r  Landeszeitung brachte einen Artikel 
«vom Triesnerberg», worin die Amtsführung des Vor­
stehers Nägele kritisirt wurde. Nach dem Erschei­
nen dieser Nummer wurde unser verantwortlicher 
Redaktor Herr Dr. Schädler vor  das Füstliche Land­
gericht vorgeladen und ihm bedeutet, das Gericht 
sehe sich veranlasst, gegen den Artikel vom «Tries­
nerberg» auf Grund des Paragraphen 300 des öster­
reichischen Strafgesetzbuches wegen des Vergehens 
der  Aufwiegelung durch Verspottung des Gemein­
devorstehers von Triesenberg einzuschreiten. Da der 
Urheber des Artikels die Verantwortlichkeit über­
nommen hatte, so wurde die Untersuchung gegen 
denselben, Herrn Lehrer Beck vom Triesnerberg ein­
geleitet. Die in dem inkriminirten Artikel enthaltene 
ziemlich beissende und spottende Kritik über die 
Amtsführung des Vorstehers einerseits und dieDehn-
samkeit des Par. 300 des StGB andererseits, musste 
es mehr als zweifelhaft erscheinen lassen, ob eine 
Freisprechung des Angeklagten erfolgen werde. Sie 
ist erfolgt in der Gerichtssitzung vom 29. d. Mts. 
und wir müssen anerkennen, dass das Gericht die 
weitgreifenden Bestimmungen des Par. 300 mit. der 
verfassungsgemässen Pressfreiheit in Einklang zu 

setzen wusste. Wir führen aus den ;  Entscheidungs-
gründen Folgendes an: «Oer Par. 8 der  Verfassungs­
urkunde vom 26. September 1862 gewährleistet die 
Pressfreiheit, Das österreichische Strafgesetzbuch 
vomJahre  1852 ist zu einerZeit dm Fürstenthum reli-
zirt worden, wo noch keine Pressfreiheit gesetzlich 
bestand. Die Bestimmungen des Strafgesetzbuches 
über die Gedankenmittheilungen durch die Presse, 
und insbesondere die des Par. 300 des StGB können 
nicht mehr eine so beschränkende Anwendung fin­
den, wie zur Zeit wo die Verfassung noch nicht 
existirte. Eine öffentliche Kritik der Gemeindever­
waltung muss zufolge Par. 8 der Verfassung zuge­
lassen werden. Die in dem inkriminirten Artikel 
enthaltene Kritik ist  allerdings beissend und spot­
tend, allein sie bezieht sich nicht auf loyale behörd­
liche Anordnung, sondern auf erwiesene Ordnungs­
widrigkeiten in der Amtsführung eines Ortsvorste­
hers.» Soweit die Entscheidungsgründe. 

Ein Pressgesetz haben wir noch nicht, wünschen 
uns aber Glück, dass wir auch das österreichische 
nicht haben. Wie wir hören, wird nächsten Landtags 
wegen anderer dringenden Gesetzgebungsarbeiten 
noch kein solches vorgelegt werden. Bestände hier­
lande ein Geschwornengericht für Pressvergehen, so  
wäre im vorliegenden Falle eine Freisprechung nie 
zweifelhaft gewesein; jedoch wurden zwei von dem 
Gerichte ernannte und beeidete nicht rechtgelehrte 
Beisitzer als Stimmführer mit bei d e r  Urtheilsschöp-
fung. 

Dies Einschreiten des Gerichtes gegen die Kritik 
der Amtsführung eines Richters hat  in unserem 
Lande vielfache Bedenken hervorgerufen. Man glaub­
te sich im Besitze grösserer Pressfreiheit und w a r  

erstaunt den beregten, im Ganzen doch nicht aus 
Leidenschaft uind böser Absicht erflossenen Artikel 
verfolgt zu sehen. Gar Mancher wollte in  dem Ver­
fahren des Gerichts eine allzustrenge Auslegung de r  
gesetzlichen Bestimmungen erkennen. Allein es ist  
nicht zu vergessen, dass der  Par, 300 des österrei-
chichen StGB, u n d  mit ihm das ganze Gesetz, be i  
uns in Geltung ist, und dass die Fassung dieses Par. 
dem Gerichte keine andere W-ahl liess als einzu­
schreiten oder das Gesetz unberücksichtigt zu lassen. 
Wenn daher eine andere Stellung der  Presse in  un­
serem Lande geschaffen werden soll, so handelt e s  
sich um eine andere, zeit- und verfassungsmässige 
Strafgesetzgebung, es ist diese so wichtig als ein 
Pressgesetz, 

Noch eine Bemerkung sei uns d m  Anschl.uss an den 
ersten Pressprozess erlaubt! Manchen unserer Leser 
wünschen mehr Kritik in bezug auf unsere heimat­
lichen Verhältnisse. Die Landeszeitung ist  ihnen zu 
schonend und allzu massvoll gehalten gegenüber 
einzelnen Auswüchsen des öffentlichen Lebens. Es 
ist richtig, unser Blatt hat  bisher mehr auf dem Ge­
biete der Belehrung, Berichterstattung, der  Debatte 
von Gesetzartikeln, als auf dem kritischen Felde ge­
leistet. Es hängt das mit d e m  jugendlichen Alter 
unseres Verfassungslebens zusammen! bei einer fort­
dauernden Entwicklung der  konstitutionellen Ein­
richtungen wird sich indess auch die Kritik ein­
stellen. Doch sollten sich zur Ausführung dieses 
Zweiges journalistischer Tätigkeit mehr als bisher, 
saoh- und landkundige Mitarbeiter mit uns vereini­
gen vom Schreibtisch hinweg lässt  sieh über öffent­
liche Verhältnisse nicht immer ein stichhaltiges Ur-
theil fällen. Wie das sich auch gestalten möge, s o  
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